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VOLKSABSTIMMUNG
WEICHENSTELLUNG 

SVP STELLT SICH KLAR GEGEN 
JEDE ART VON EX TREMISMUS

CHRISTOPH BLOCHER 
SPRACH IM ENTLEBUCH

Nationale Vorlagen

Volksinitiative «Bargeld ist Freiheit» 
und direkter Gegenentwurf
Die Initiative verlangt, dass Bargeld dauer­
haft als gesetzliches Zahlungsmittel ga­
rantiert wird. Der direkte Gegenentwurf 
des Bundesrates will die Bargeldversor­
gung ebenfalls sichern, enthält jedoch 
weniger verbindliche Vorgaben. Initiative 
und Gegenentwurf werden separat zur 
Abstimmung gebracht. In einer Stichfrage 
entscheiden die Stimmberechtigten, wel­
che Vorlage gelten soll, falls beide ange­
nommen werden.

Volksinitiative «200 Franken sind 
genug! (SRG-Initiative)»
Die Initiative fordert eine Senkung der 
Radio und Fernsehgebühren auf maximal 
200 Franken pro Haushalt und Jahr. Ziel ist 
eine Entlastung der Haushalte und eine 
stärkere Fokussierung der SRG auf ihren 
Grundauftrag.

Volksinitiative «Klimafonds-Initiative»
Die Initiative verlangt die Schaffung eines 
staatlichen Fonds zur Finanzierung von 
Massnahmen in den Bereichen Klima, 
Energie und Umwelt. Der Fonds soll Inves­

titionen fördern, würde jedoch zusätzliche 
Ausgaben des Bundes mit sich bringen.

Bundesgesetz über die Individual
besteuerung
Mit der Individualbesteuerung sollen Ehe­
paare künftig getrennt besteuert werden. 
Befürworter sehen darin eine stärkere 
steuerliche Gleichbehandlung. Kritiker 
befürchten mehr administrativen Auf­
wand und finanzielle Nachteile für be­
stimmte Haushaltsmodelle.

Kantonale Vorlage

Ausbau der Kantonsstrasse K 36 durch 
die Lammschlucht im Entlebuch, 
2. Abschnitt
Am 2. Abschnitt geht es um den Ausbau 
der Kantonsstrasse K 36 durch die Lamm­
schlucht im Entlebuch. Ziel ist es, die Ver­
kehrssicherheit zu verbessern und Eng­
pässe zu beseitigen. Die Abstimmung 
entscheidet über die Umsetzung dieses 
Bauprojekts.� red.  ·

ABSTIMMUNGSVORLAGEN KURZ ERKLÄRT

8. MÄRZ 2026
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Nach der Begrüssung durch Kantonal­
präsident Martin Wicki und einer Gruss­
botschaft von René Röösli, Präsident der 
Ortspartei Rothenburg, setzten die Dele­
gierten klare Zeichen für Freiheit, Sicher­
heit, eine verlässliche Infrastruktur sowie 
eine verantwortungsvolle Finanz- und 
Energiepolitik.

Zum Bundesgesetz über die Individual­
besteuerung vom 20. Juni 2025 erläuter­
te Kantonsrätin Sarah Arnold (FDP-Lu­
zern) die Vorlage aus Sicht der Befürworter. 
Sie betonte, das heutige System sei unfair 
und müsse abgeschafft werden. Mit der 
Individualbesteuerung werde jede zweite 
Person weniger Steuern bezahlen.

Die ablehnende Haltung wurde von Karin 
Stadelmann, Vizepräsidentin der Mitte 
Schweiz und Präsidentin der Mitte Kanton 
Luzern, dargelegt. Sie stellte klar, dass die 
Heiratsstrafe zwar abgeschafft werden 
müsse, aber nicht mit diesem «Steuer­
schwindel». Für Bund, Kantone und Ge­
meinden brauche es faire Steuern. Es 
brauche keinen Systemwechsel, sondern 
eine alternative Steuerberechnung. Die 
Lösung werde vors Volk kommen. Die  
Delegierten der SVP Kanton Luzern 
fassten die Nein-Parole. Die Individual­
besteuerung schafft neue Ungerechtig­
keiten, erhöht den administrativen Auf­
wand und belastet insbesondere Familien 
und den Mittelstand.

Begrüssung durch Kantonalpräsident Martin Wicki Kantonsrätin Sarah Arnold (FDP-Luzern) Karin Stadelmann, Vizepräsidentin der Mitte 
Schweiz und Präsidentin der Mitte Kanton Luzern

KEINE TRÄUMEREIEN, SONDERN VERNUNFT.  
SVP-LUZERN BESCHLIESST «GRÜNABFUHR»

Die SVP Kanton Luzern hat an ihrer Delegiertenversammlung in Rothenburg 
die Parolen für die Abstimmungen vom 8. März 2026 beschlossen. Die Dele-
gierten bekennen sich klar zu Freiheit, Eigenverantwortung und einer starken 
Grundinfrastruktur. Deutlich unterstützt werden der Ausbau der Kantons
strasse im Entlebuch, das Bargeld sowie eine Senkung der SRG-Gebühren. 
Klare Nein-Parolen fasste die Partei zur Individualbesteuerung sowie zur 
Energie- und Klimainitiative.
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Klare Nein-Parolen zum Bundesgesetz über die Individualbesteuerung und zur Volksinitiative Klimafonds

Die Volksinitiative «Für eine gerechte 
Energie- und Klimapolitik» wurde von 
Simon Leisinger, Vorstandsmitglied der 
Jungen Grünen Luzern, vorgestellt. Er sag­
te, eine Zukunft zu haben sei nicht selbst­
verständlich. Unwetter und Naturkata­
strophen nähmen zu. Der Klimafonds sei 
sehr gut investiert und wenn die Schul­
denbremse umgangen werde, gebe es 
auch keine Steuererhöhung.
Die Gegenposition vertrat Nationalrat 
Franz Grüter. Er erklärte, er habe Respekt 
vor jungen Politikern, die sich «in die 
Höhle der Löwen» wagen. Das war aber 
auch gleich die einzige Strophe in diesem 

Lobesgesang. Grüter weiter: Diese ideo­
logische Politik müsse jemand bezahlen, 
und das werden mit Sicherheit nicht in 
erster Linie die Grünen und die Linken 
sein. Am Schluss werde es wohl wieder die 
Mehrwertsteuer richten müssen. Es sei 
einmal mehr Zeit für eine gründliche 
«Grünabfuhr»: Träumereien müssten von 
der SVP gestoppt werden.
Die Delegierten beschlossen einstimmig 
die Nein-Parole. Die Initiative führt zu 
höheren Kosten, mehr staatlichen Eingrif­
fen und zusätzlicher Bürokratie, belastet 
Haushalte, Gewerbe und Landwirtschaft 
– und ändert nichts am Klima.

Die Volksinitiative «Ja zu einer unabhän­
gigen, freien Schweizer Währung mit 
Münzen oder Banknoten (Bargeld ist Frei­
heit)» wurde von Richard Koller, Präsident 
der Freiheitlichen Bewegung BE, erläutert. 
Er erklärte neben der Initiative auch gleich, 
warum der Gegenvorschlag ebenfalls kei­
ne Lösung sei. Die Hauptanliegen der Ini­
tianten würden darin verwässert: Statt 
Münzen und Banknoten heisse es nur 
noch, Bargeld müsse «gewährt» sein, und 
statt Schweizer Franken solle die Währung 
nur noch «Franken» heissen. Münzen und 
Noten seien kein Bildschirmversprechen, 
sondern Freiheit für die Bürger.

Simon Leisinger, Vorstandsmitglied der Jungen 
Grünen Luzern

Nationalrat Franz Grüter, SVP Richard Koller, Präsident der Freiheitlichen 
Bewegung BE
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Die SVP Kanton Luzern beschloss klar die 
Ja-Parole zur Initiative, die Nein-Parole 
zum Gegenvorschlag sowie Ja zur Initiati­
ve bei der Stichfrage.

Zur SRG-Initiative «200 Franken sind ge­
nug» referierte Kantonsrat Samuel Lütolf, 
Vizepräsident Team Freiheit SZ. Er verglich 
die heutige Medienabgabe mit einem 
Fitnessabo, welches er bezahlt, aber kaum 

nutzt: Wenn er dann doch einmal trainiere, 
fühle er sich gut. Beim Konsum von SRF sei 
das eher nicht der Fall. Die Angstmacherei 
der SRF, wonach ein Lauberhornrennen 
nicht mehr ausgestrahlt würde, sei schlicht 
gelogen. Das Lauberhorn generiere rund 
fünf Millionen Franken Einnahmen für die 
SRG. Gestrichen würden vielmehr Sen­
dungen, die ebenfalls fünf Millionen kos­
teten, aber nichts einbrächten.

Die Delegierten sprachen sich deutlich für 
ein Ja aus. In Zeiten steigender Abgaben 
braucht es eine spürbare Entlastung der 
Bevölkerung und der Unternehmen sowie 
mehr Effizienz beim Service public.

Zum Ausbau der Kantonsstrasse K 36 
durch die Lammschlucht im Entlebuch 
erläuterte Kantonsrat Bernhard Steiner 
die Vorlage. Die Delegierten fassten dazu 
die Ja-Parole. Der Ausbau erhöht die Ver­
kehrssicherheit, stärkt die regionale Wirt­
schaft und ist für die Erreichbarkeit der 
Bergregionen von zentraler Bedeutung.
Zudem werden Engpässe beseitigt und 
die Gefahr von Steinschlägen und Unfäl­
len deutlich reduziert. Die bestehende 
Strasse entspricht heutigen Sicherheits­
anforderungen nicht mehr. Mit dem Pro­
jekt wird eine langfristige und verlässliche 
Verkehrsverbindung für Bevölkerung, 
Tourismus und Gewerbe sichergestellt.

Zum Schluss blickte Parteipräsident Mar­
tin Wicki in die Zukunft. In einer eindrück­
lichen und engagierten Rede zeigte er auf, 
wie immer mehr Ackerland zugunsten der 
Siedlungsentwicklung verschwindet. Die 
Antwort der SVP ist klar: Wer auch nur ein 
bisschen Schweiz im Herzen trägt, sagt Ja 
zur Nachhaltigkeitsinitiative vom Juni 
2026 – keine 10-Millionen-Schweiz. � ·

Deutliche Ja-Parolen zur Volksinitiative «Ja zu einer unabhängigen, freien Schweizer Währung mit Münzen oder Banknoten (Bargeld ist Freiheit)», Ja zur Volks
initiative «200 Franken sind genug! (SRG-Initiative)» und Ja zur kantonalen Vorlage für den Sonderkredit zum Ausbau Lammschlucht 2

Kantonsrat Samuel Lütolf, Vizepräsident Team 
Freiheit SZ

Kantonsrat Bernhard Steiner, SVP



Die SVP Kanton Luzern stellt sich strikt 
und ohne Relativierung gegen jede Form 
von Extremismus, unabhängig davon, 
ob er von links oder von rechts kommt.  
Es gibt für uns keine Rangliste, welcher 
Extremismus «schlimmer» ist. Jeder Extre­
mismus ist eine Gefahr für unsere freiheit­
liche Ordnung, für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und für den Rechtsstaat.
Alt Bundesrat Christoph Blocher brachte 
es einst prägnant auf den Punkt: «Rechts 
der SVP darf politisch nichts entstehen,  
da müssen wir uns achten. Das wäre für 
das Land und die Gesellschaft gefährlich.»
Diese Aussage gilt unverändert. Die SVP 
steht klar auf dem Boden der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung.
Gleichzeitig setzt sich die SVP Kanton Lu­
zern jedoch konsequent für die Freiheit 
und die Meinungsäusserungsfreiheit je­
des einzelnen Bürgers ein. Diese Freiheit 
gilt für alle, solange keine Straftaten be­
gangen werden. 
Wo jedoch geltendes Recht verletzt wird, 
greifen in der Schweiz klare rechtsstaat­
liche Prozesse: Ermittlungen, Anzeigen, 
Gerichtsverfahren und falls Schuld fest­
gestellt wird entsprechende Strafen. Das 
ist richtig und notwendig.
Diese Handlungen stammen mutmasslich 
aus dem Umfeld der Antifa. Sie sind nicht 
durch Meinungsfreiheit gedeckt, sondern 
stellen mutmassliche Straftaten dar. 
Solches Verhalten – unabhängig davon, 
von welcher Gruppierung es ausgeht, 
muss konsequent verfolgt und sanktio­
niert werden, um Freiheit, Sicherheit und 
Rechtsstaat zu schützen.
Die SVP Kanton Luzern steht für eine 
Schweiz, in der Konflikte politisch, demo­
kratisch und rechtsstaatlich ausgetragen 
werden und nicht mit Drohungen, Sach­
beschädigungen oder öffentlicher Diffa­
mierung. 
Freiheit bedeutet Verantwortung. Wer 
diese Grenze überschreitet, muss mit 
den  Konsequenzen des Rechtsstaates 
rechnen.� ·
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KLARER KOMPASS GEGEN EXTREMISMUS –  
FÜR FREIHEIT UND RECHTSSTAAT

Ausgangspunkt der aktuellen Diskussion war die mediale Berichterstattung über die Teilnahme eines SVP-Mitglieds  
an einer privaten Feier, an der auch Personen aus einem extremistischen Umfeld anwesend gewesen sein sollen.  
Dies führte zu öffentlichen Diskussionen, politischen Forderungen und teils emotionalen Reaktionen.

Schmierereien und öffentliche Denunzierung sind mutmassliche Straftaten.

            RECHTS DER SVP DARF POLITISCH 
NICHTS ENTSTEHEN, DA MÜSSEN WIR UNS 
ACHTEN. DAS WÄRE FÜR DAS LAND  
UND DIE GESELLSCHAFT GEFÄHRLICH.»
� Alt Bundesrat Christoph Blocher

Wirkliche Straftaten im Umfeld der aktuellen Ereignisse

In der aktuellen Debatte gilt selbstverständlich die Unschuldsvermutung. Gleich­
zeitig müssen Vorfälle benannt werden, die im Umfeld der Ereignisse mutmasslich 
strafrechtlich relevant sind und aufgeklärt werden müssen.
Nach öffentlich zugänglichen und dokumentierten Informationen besteht der Ver­
dacht, dass Personen aus dem Umfeld der ANTIFA an folgenden mutmasslichen 
Straftaten beteiligt waren:
• �öffentliche Drohungen gegen ein Mitglied der SVP
• �Sachbeschädigungen an öffentlichen Einrichtungen und Plätzen
• �Einschüchterungsversuche durch Schmierereien sowie durch öffentliche 

Aufrufe
Diese Vorfälle überschreiten klar die Grenze der politischen Meinungsäusserung 
und stellen, sofern sich der Verdacht erhärtet, strafbares Verhalten dar. Es ist Auf­
gabe der zuständigen Behörden, diese Ereignisse lückenlos zu untersuchen. Sollten 
sich die Vorwürfe bestätigen, müssen die Verantwortlichen konsequent zur Rechen­
schaft gezogen und nach geltendem Recht bestraft werden. Rechtsstaatlichkeit 
bedeutet, dass Gewalt, Drohungen und Einschüchterung unabhängig von der 
politischen Ausrichtung keinen Platz in der politischen Auseinandersetzung haben.
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Bereits ab 18.00 Uhr herrschte eine spürbare Vorfreude. Die ge­
ladenen Gäste und ersten Besucher trafen früh ein und liessen 
sich kulinarisch verwöhnen. Bis zum offiziellen Beginn um 19.30 
Uhr war der Saal mehr als gut gefüllt – die erwartungsvolle und 
gespannte Stimmung war deutlich spürbar.
Eröffnet wurde der Abend von Fritz Gerber, OK-Präsident und 
Kantonsrat aus Wiggen. Er begrüsste die Ehrengäste sowie die 
zahlreichen Besucher aus dem ganzen Kanton Luzern. Anschlies­
send betrat der Gründungspräsident der SVP Amt Entlebuch, 
Philipp Thalmann, die Bühne. In seinem Rückblick erinnerte er 
an die Anfänge der Partei, die damals noch belächelt und als 
«Schwalbe im Frühling» abgetan wurde. Mit viel Herzblut, Willen 
und Kampfgeist entstand jedoch eine Partei, die stetig wuchs 
und früh erste Erfolge feiern konnte. Heute, nach 30 Jahren, steht 
die SVP Wahlkreis Entlebuch auf einem Höhepunkt mit einer 
Nationalrätin und drei Kantonsräten, welche die Region vertre­
ten. Ein besonderer Dank galt den weiteren vier anwesenden 
Gründungsmitgliedern.
Mit dem Referat von Nationalrat Franz Grüter folgte ein erster 
politischer Höhepunkt des Abends. In verständlicher Weise 
brachte er Klarheit in das über 2200 Seiten umfassende Vertrags­
werk des institutionellen Rahmenvertrags. Sein Ziel war es, dass 
jeder Besucher mit mindestens vier zentralen Argumenten ge­
gen diesen Unterwerfungsvertrag nach Hause geht. Die 
dynamische Übernahme von EU-Recht, mögliche Ausgleichs­
massnahmen bei Nichtübernahme, die Zuständigkeit des Euro­
päischen Gerichtshofs sowie jährliche Zahlungen von rund 
1,4 Milliarden Franken nach Brüssel zeigen deutlich, wie schäd­
lich dieser Vertrag für die Schweiz ist. Franz Grüter belegte seine 
Aussagen mit zahlreichen Medienberichten und beantwortete 
auch die kritischen Fragen der Moderatorin Sabine Achermann 
souverän und stichhaltig. Er erinnerte zudem daran, dass die 
Schweiz deutlich mehr Waren aus der EU bezieht als umgekehrt.
Nach der Pause betrat Alt-Bundesrat Christoph Blocher die Büh­
ne. Der 85-Jährige verstand es, die Zuhörer während über ein­

AUFBRUCHSTIMMUNG  
WIE VOR 30 JAHREN

30-Jahr-Anlass SVP Wahlkreis Entlebuch mit Alt Bundes-
rat Christoph Blocher und Nationalrat Franz Grüter

In seiner Rede würdigte Christoph Blocher unter anderem das Wirken des ersten 
katholisch-konservativen Bundesrates Joseph Zemp.

einhalb Stunden mit seinem Referat zu fesseln. Neben Ausflügen 
in die Vergangenheit äusserte er sich auch pointiert zur aktuellen 
politischen Lage. Er erinnerte sich an seinen Auftritt vor 30 Jah­
ren an gleicher Stelle, als bereits damals versucht worden sei, die 
Schweiz mit Arglist in die EU zu führen. Die Zeiten seien heute 
erneut von solchen Bestrebungen geprägt.
Einen breiten Raum nahm Bundesrat Joseph Zemp ein. Histo­
risch fundiert und mit zahlreichen Fakten unterlegt würdigte 
Christoph Blocher das Wirken des ersten katholisch-konservati­
ven Bundesrats, der stets für Föderalismus, Neutralität und 
Eigenständigkeit der Schweiz eingestanden sei – Werte, die heu­
te nur noch von der SVP konsequent vertreten würden. Beson­
ders erinnerte Blocher an den entschiedenen Widerstand gegen 
den EWR, der im Entlebuch schweizweit am deutlichsten ausfiel.
Den krönenden Abschluss bildete der gemeinsame Auftritt mit 
Volksmusiklegende Franz Stadelmann. Begleitet von ihm gab 
Christoph Blocher das Lied «De Blocher Stöffeli» zum Besten. Mit 
einer Standing Ovation dankten die Zuhörer dem Alt-Bundesrat 
für diesen denkwürdigen Auftritt.
Nach den Abschluss- und Dankesworten von Nationalrätin Vroni 
Thalmann verliessen die Besucher den Anlass motiviert und 
bereit, sich weiterhin für eine freie, neutrale und unabhängige 
Schweiz einzusetzen.
� Markus Felder, Präsident SVP Wahlkreis Entlebuch  ·

Interessierte Besucher im Saal vom Hotel Kurhaus, Flühli Die geladenen Gäste inmitten der Verantwortlichen vom Wahlkreises Entlebuch



TERMINE

06.03.2026
EU-Anlass Wahlkreis Entlebuch, Kurhaus Heiligkreuz

07.03.2026 
Raclette Essen der Landwirtschaftskommission, Ettiswil

08.03.2026
Eidg. und Kant. Abstimmung

25.03.2026 
Anlass EU Unterwerfungsvertrag, Horw, Horwer Halle
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WAHLKREIS HOCHDORF

SVP Schongau zeigt sich von der Sönneli-Seite
Am 17. Januar lud der Vorstand SVP Schongau zum Frühschop­
pen ein – niemand Geringeres als die beiden SVP-Nationalräte 
Franz Grüter und Vroni Thalmann-Bieri fuhren durchs neblige 
Seetal bis hinauf zum Lindebistro mit bester Aussicht für einen 
gelungenen Samstagmorgen. Ebenfalls dazu gesellten sich LBV-
Präsident Markus Kretz sowie Kantonsräte und Wahlkreis-
Mitglieder. Bei interessanten Gesprächen, lustigen Anekdoten 
und spontanen Plenumsansprachen wurde politisiert, philo­
sophiert und gelacht. Der Jahresauftaktanlass war damit ein 
gebührender Erfolg. 
Vielen Dank an die SVP-Vorstandsherren Paul Jr. Gretner, Hans 
Wechsler und René Arnold für die Einladung und ein herzliches 
Dankeschön an Sandra für das Gastrecht inkl. Bewirtung im 
Lindebistro. Wir wünschen euch, dass der Wähleranteil von über 
40 % niemals kleiner wird und dass neben den eingeschriebenen 
Neumitgliedern seit dem letzten Samstaganlass weitere Ent­
schlossene  dazustossen werden.

Nadia Furrer, Präsidentin Wahlkreis Hochdorf  ·
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PLEASE FASTEN YOUR SEATBELT 
MR. CASSIS!

Für die Delegiertenversammlung der FDP in Genf reiste 
Aussenminister Ignazio Cassis nicht mit dem Zug, sondern 
mit dem Bundesratsjet. Die Strecke Bern, Genf und Lugano 
kostete rund 10 800 Franken Steuergeld. Insgesamt war 
der Jet 1,5 Stunden in der Luft. Möglich gewesen wäre die 
Reise auch per Bahn.

Das Aussendepartement rechtfertigt den Flug mit Zeitersparnis 
und Termindruck. Kritiker sehen darin jedoch ein falsches Signal. 
Gerade in Zeiten steigender Staatsausgaben und ständiger 
Appelle zum Sparen wirkt ein Inlandflug für einen Parteiauftritt 
wenig sensibel, weder gegenüber den Bundesfinanzen noch 
gegenüber dem Klimaschutz.
Besonders brisant ist, dass Cassis 2024 der Bundesrat mit den 
meisten Flugstunden war. Während die Bevölkerung zu Zurück­
haltung aufgerufen wird, leistet sich ein Regierungsmitglied 
einen Kurzstreckenflug quer durch die Schweiz. Die Frage bleibt:

Muss ein 
Bundesrat für 
eine Rede 
wirklich abhe-
ben oder ginge 
es auch boden-
ständig?

Bern

Lugano
Genf

Luzern


